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unser Land hat beste Startbedingungen für ein erfolgreiches Jahr 2017 – das zeigt
der Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung. Der Wachstumsmotor läuft
und das kommt auch bei den Menschen an. So lag das Bruttoinlandsprodukt
2016 mit fast 2% deutlich über den Erwartungen. Die Richtung zeigt nach oben.
Die Bundesregierung rechnet mit über 320.000 neuen Arbeitsplätzen und mit
einem fortgesetzten Anstieg der Nettolöhne. Seit 2013 sind sie um mehr als
1,5% pro Jahr gestiegen. Besonders bei Geringverdienern macht sich das be-
merkbar, ebenso bei der Rentenentwicklung.

Bei allem Optimismus ist für die Exportnation Deutschland das globale Wirt-
schaftsklima und der freie Zugang zu Märkten entscheidend, um auch in Zu-
kunft unseren Wohlstand zu sichern. Der Brexit und die Präsidentschaft von Do-
nald Trump sind Unsicherheitsfaktoren, denen man mit Ernsthaftigkeit und Be-
sonnenheit begegnen muss. Ökonomischer Sachverstand und diplomatische
Klugheit sind gefragt. Ob Sigmar Gabriel als neuer Chefdiplomat eine glückliche-
re Figur als bei der Koordinierung der Energiewende macht, bleibt abzuwarten.

Mit Blick auf die Zunahme protektionistischer Bestrebungen ist es umso wichti-
ger, dass wir in Deutschland weitere Reformen anschieben, um Spielraum für
mehr Arbeitsplätze, höhere Einkommen und stabile öffentliche Haushalte zu
schaffen. Darum beginnen wir mit der Schuldentilgung und investieren zugleich
kräftig in die Digitalisierung, die Fachkräftesicherung und eine wettbewerbsfähi-
ge Infrastruktur. Besonders freue ich mich, dass dies alles ohne Steuererhöhung
möglich ist. Im Gegenteil - die Union hat das Ziel, die Steuerbelastung für Fami-
lien und Menschen mit kleinen und mittleren Einkommen abzubauen. Das
Wohlstandsversprechen Ludwig Erhards gilt eben für alle.

Mit freundlichen Grüßen
Ihre

Liebe Leserinnen und Leser,



Gedenken an Opfer der „Euthanasie“ im 3.
Reich

Am heutigen Freitag hat der Deutsche Bundestag
in einer Gedenkstunde der Opfer der „Euthanasie“
während der NS-Diktatur gedacht. Roman Herzog,
der erst vor wenigen Tagen verstorbene Bundesprä-
sident, hatte diesen jährlichen Gedenktag angeregt,
an dem heute ganz besonders die 300.000 Opfer
des sog. „Euthanasie“-Programms wie z.B. von Gra-
feneck erinnern. Bundestagspräsident Prof. Dr.
Norbert Lammert erinnerte in seiner Rede daran,
dass vor fast genau 75 Jahren 15 hochrangige Ver-
treter des Nazi-Regimes in einer Berliner Villa zu-
sammenkamen, um mit „unfassbarer Menschenver-
achtung den millionenfachen Mord an europäi-
schen Juden möglichst effizient zu organisieren“. 
Die Wannsee-Konferenz steht für die unbeschreib-
liche Unmenschlichkeit und ideologisch begrün-
dete Erbarmungslosigkeit vieler, die neben Juden
auch andere Gruppen unschuldiger Menschen ge-
troffen habe. Die Mitglieder des Deutschen Bun-
destages gedachten der Millionen Menschen, die
diesem Wahn in Form von Entrechtung, Folter und
Ermordung zum Opfer fielen. Sinti und Roma, Mil-
lionen Slawen, Zwangsarbeiterinnen und Zwangs-
arbeiter, Homosexuelle, politische Gefangene,
Christen, Zeugen Jehovas.

Zudem erinnerten die Abgeordneten denjenigen,
die den Mut hatten, sich diesem barbarischen,
menschenverachtenden System zu widersetzen.

Gedenkstättenarbeit ist ein essentieller Beitrag
gegen das Vergessen. Die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion misst daher Fördermitteln
und finanzieller Unterstützung dafür unverzicht-
bare Bedeutung für diese wichtige Arbeit bei.
Die AfD-Fraktion im Landtag von Baden-
Württemberg will die Fördergelder für KZ-
Gedenkstätten jedoch streichen. Zudem sollen
für Schüler Exkursionen zu Gedenkstätten der
NS-Gräueltaten gestrichen werden. Eine derarti-
ge Ignoranz gegenüber bedeutsamer Zeugnisse
der Geschichte gilt es zu verhindern. Denn auch
die Zeit des NS-Terrors gehört zu unserer Ge-
schichte!

Auch die Seminargruppe der Universität Tübin-
gen mit Herrn Prof. Dr. Lang, die im Rahmen ih-
rer Exkursion zum Thema Jüdisches Leben in
Europa in Berlin weilt, nahm an der Gedenk-
stunde im Deutschen Bundestag teil. Zuvor
konnte sich Annette Widmann-Mauz MdB in
einem persönlich Gespräch mit den Studenten
austauschen.
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Ausgeglichene Drohnen-Verordnung – klare
Regelungen für Sicherheit

In den letzten Jahren hat sich die unbemannte
Luftfahrt technisch und wirtschaftlich rasant ent-
wickelt. Damit einhergehend steigt aufgrund der
immer größeren Anzahl von Drohnen aber auch die
Gefahr von Kollisionen und sonstigen Unfällen im
öffentlichen Raum. Mit einheitlichen Regelungen
im Sinne eines rechtlichen Rahmens werden so-
wohl der gesellschaftliche Nutzen dieser innovati-
ven Technologie als auch die Sicherheit und der
Schutz der Privatsphäre der Bürgerinnen und Bür-
ger verbessert. Dazu hat das Bundesministerium
für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) dem
Kabinett in dieser Woche eine Verordnung zur Re-
gelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten
vorgelegt.

Mit dem Entwurf werden klare Regelungen für den
zukünftigen Gebrauch von Drohnen aufgestellt. Die
Interessen des Flugmodellsports finden im Entwurf 
starke Berücksichtigung. Dieser Sport wird regel-
mäßig auf besonderen sog. Modellfluggeländen be-
trieben und hat eine hervorragende Sicherheitsbi-
lanz vorzuweisen. Daraus ergeben sich in der Ver-
ordnung aufgrund der Besonderheiten des Flugmo-
dellsports Ausnahmen, um die Einschränkungen
für die Modellflieger so gering wie möglich zu hal-
ten. Zu den wichtigsten Regelungen zählt auch,
dass Flugmodelle und unbemannte Luftfahrtsyste-
me ab einer Startmasse von 0,25 Kilogramm zu-
künftig mit einer Plakette gekennzeichnet sein
müssen, um im Schadensfall eine schnelle Fest-
stellung des Halters zu ermöglichen.

Ab einem Gewicht von 2 Kilogramm muss zu-
künftig der Steuerer von Flugmodellen und un-
bemannten Luftfahrtsystemen zudem ein Nach-
weis besonderer Kenntnisse erbringen. Dieser
kann nach Prüfung durch eine vom Luftfahrt-
Bundesamt anerkannte Stelle oder einen entspre-
chenden Luftsportverband nach einer Einwei-
sung erteilt werden.

Der Betrieb in und über sensiblen Bereichen ist
grundsätzlich verboten, etwa über Einsatzorten
von Polizei und Rettungskräften, Menschenan-
sammlungen, Hauptverkehrswegen und unter
bestimmten Bedingungen über Wohngrundstü-
cken. Allerdings können im Einzelfall behördli-
che Ausnahmegenehmigungen ausgestellt wer-
den. Grundsätzliche herrscht in Höhen von mehr
als 100 Metern ein generelles Betriebsverbot. Ei-
ne Ausnahme bilden dabei Modellfluggelände. 
Mit der neuen Drohnen-Verordnung wird ein
wichtiger und notwendiger Rechtsrahmen ge-
schaffen, um die Sicherheit des Luftverkehrs zu
verbessern und die Interessen der Bürgerinnen
und Bürger vor missbräuchlicher Verwendung
zu schützen. Gleichzeitig gibt er auch der Indust-
rie die Möglichkeit, an der Wertschöpfung dieses
wichtigen Wachstumsmarktes teilzuhaben.
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Abschied von Roman Herzog

Diesen Dienstag haben die Bundeskanzlerin Mer-
kel und zahlreiche Bundestagsabgeordnete bei ei-
nem Staatsakt im Berliner Dom Abschied von Alt-
Bundespräsident Herzog genommen. Unter den
Trauergästen war auch die Parl. Staatssekretärin
Annette Widmann-Mauz MdB. Herzog war am 10.
Januar im Alter von 82 Jahren verstorben. In einer
Kondolenz hatte Merkel ihn als "hochbeliebten
Bundespräsidenten" gewürdigt.

Bundespräsident Joachim Gauck erinnerte in sei-
ner Trauerrede an Herzogs Werben für Innovatio-
nen und Reformen. Sein Amtsvorgänger habe mit
seinen Reden immer wieder Türen für neues Den-
ken aufgestoßen. "Er hat uns Deutschen gut getan",
betonte Gauck.

An der Zeremonie im Berliner Dom mit anschlie-

ßenden militärischen Ehren nahmen alle Verfas-

sungsorgane des Staates teil. Neben dem Bundes-

präsidenten sprachen auch der Vorsitzende des

Bundesverfassungsgerichts, Andreas Voßkuhle, EU

-Ratspräsident Donald Tusk und Bundesfinanzmi-

nister Dr. Wolfgang Schäuble.

Erhöhung der Sicherheit mit optisch-
elektronischen Einrichtungen

In dieser Woche wurde im Deutschen Bundestag
in erster Lesung über das Gesetz zur Änderung
des Bundesdatenschutzgesetzes (Videoüber-
wachungsverbesserungsgesetz) beraten. Bisher
beruht die Zulässigkeit der Videoüberwachung
auf der Abwägung, inwieweit schutzwürdige In-
teressen von Betroffenen überwiegen. In ihrem
Gesetzesentwurf hat die CDU/CSU-Fraktion fest-
gelegt, dass der Schutz von Leben, Gesundheit
oder Freiheit der Personen, die sich in öffentli-
chen Räumen aufhalten, als ein besonders wich-
tiges Interesse zu gelten hat. Insbesondere trifft
dies zu bei der Videoüberwachung von öffent-
lich zugänglichen großflächigen Anlagen, wie 
Sportstätten, Einkaufszentren oder Parkplätzen,
und öffentlich zugänglichen großflächigen Ein-
richtungen des öffentlichen Schienen-, Schiffs-
und Busverkehrs. Die dringende Notwendigkeit
für diese Maßnahme wurde auf furchtbare Art
und Weise mit dem Amoklauf im Münchener
Olympia-Einkaufszentrum im Juli aufgezeigt.
Umso wichtiger ist es, Videoüberwachung sinn-
voll und mit einem klaren rechtlichen Rahmen
zur Prävention derartiger Geschehnisse zu nut-
zen.
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Innovationen aus Tübingen zum Wohle der
Patienten – Annette Widmann-Mauz MdB gab
den Startschuss für zukunftsweisende Projek-
te, die die medizinische Versorgung in
Deutschland vorantreiben.

Ende 2015 trat das Versorgungsstärkungsgesetz in
Kraft, das darauf abzielt, dass auch in Zukunft eine
gut erreichbare medizinische Versorgung der Pati-
entinnen und Patienten auf hohem Niveau sicher-
gestellt wird. Zur Förderung von Innovationen in
der Versorgung und von Versorgungsforschung
wurde ein Innovationsfonds eingerichtet. Die Bun-
destagsabgeordnete und Parlamentarische Staats-
sekretärin Annette Widmann-Mauz MdB gab heute
vor 150 Vertreterinnen und Vertretern der geför-
derten Projekte sowie des Innovationsausschusses
und des Expertenbeirats den Startschuss für die
Umsetzung. Unter den insgesamt 91 zukunftswei-
senden Projekten befinden sich auch zwei des Uni-
versitätsklinikums Tübingen.

„Zu den geförderten Projekten, die die Behand-
lungsqualität von Patienten durch eine bessere
Vernetzung unterschiedlicher Versorgungsbereiche
steigern sollen, gehören zwei Forschungsvorhaben
aus Tübingen. Beim Projekt TeleDerm geht es um
die bessere Vernetzung zwischen Hausärzten und
Dermatologen via Telemedizin. Damit lassen sich
durch einen Hausarzt festgestellte Auffälligkeiten
der Haut schneller und zielgenauer per Video beur-
teilen. TeleDerm ist ein Paradebeispiel, wie die Di-
gitalisierung die Behandlungsqualität von Patien-
ten verbessern kann.

Mehr Lebensqualität steht auch beim Tübinger
Forschungsprojekt PAWEL im Vordergrund. Ein
Team unter der Leitung des Tübinger Professors
Dr. Gerhard W. Eschweiler arbeitet daran, das
sogenannte Delir-Risiko, also die Gefahr in einen
durch Narkose hervorgerufenen Verwirrtheitszu-
stand zu geraten, bei über 70 Jährigen präventiv
zu verhindern. Auf diese Weise können bleiben-
de Gesundheitsschäden vorsorglich vermieden
werden. Gerade im Hinblick auf die deutlich zu-
nehmende Lebenserwartung verspricht dieser
Ansatz für viele ältere Menschen mehr Behand-
lungssicherheit.

Beide Tübinger Initiativen zeigen exemplarisch,
wie moderne, interdisziplinäre Forschung weit
verbreitete Krankheitsbilder zum Wohle aller
Patienten minimieren kann“, erklärt Annette
Widmann-Mauz MdB.

(Parl. Staatssekretärin Annette Widmann-Mauz MdB mit
Herrn Prof. Dr. Gerhard Eschweiler von der Universität Tü-
bingen)
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Insgesamt stehen mit dem Innovationsfonds in den
Jahren 2016 bis 2019 jährlich 300 Millionen Euro
zur Verfügung: 225 Millionen für die Förderung
neuer Versorgungsformen und 75 Millionen für die
Förderung der Versorgungsforschung. Im ersten
Jahr werden nun deutschlandweit 29 Projekte zu
neuen Versorgungsformen und 62 Projekte zu Ver-
sorgungsforschung gefördert. In diesem und in den
nächsten beiden Jahren wird es weitere Förder-
möglichkeiten geben.

Der Innovationsfonds finanziert sich aus Mitteln 
der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) und
ist beim Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA)
angesiedelt.

(Foto: BMG/Pauls
Parl. Staatssekretärin Annette Widmann-Mauz MdB mit den
Vertreterinnen und Vertretern der geförderten Projekte sowie
des Innovationsausschusses und des Expertenbeirats)

Über die Förderung entscheidet der Innovations-
ausschuss. Er setzt sich aus zehn Mitgliedern zu-
sammen, die die verschiedenen Organisationen der
Selbstverwaltung im Gesundheitswesen repräsen-
tieren. Außerdem sind das Bundesministerium für

Gesundheit und das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung vertreten. Die Patientenver-
tretung ist über ein Mitberatungs- und Antrags-
recht eingebunden. Ein zehnköpfiger Experten-
beirat, berufen vom Bundesminister für Gesund-
heit, berät den Innovationsausschuss und gibt
Empfehlungen zur Förderung ab. Der Fonds ist
als Förderinstrument mit dem GKV-
Versorgungsstärkungsgesetz geschaffen worden,
um die Gesundheitsversorgung in Deutschland
weiterzuentwickeln.

Karnevalsordensverleihung

„Wenn mer uns Pänz sinn, sin mer vun de
Söck“. Heute wurde der Parl. Staatssekretärin
Annette Widmann-Mauz MdB der Orden des
Kölner Karnevalsvereins Altstädter Köln 1922
von ihrem Bundestagskollegen Dr. Mathias Hös-
chel übergeben. Der erste grün-rote Orden, den
die Bundestagsabgeordnete „ausnahmsweise“
angenommen hat.
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Praktikum im Berliner Bundestagsbüro

Mein Name ist Lea Böhringer, ich bin 19 Jahre alt
und in Tübingen, im Wahlkreis von Annette Wid-
mann-Mauz MdB, geboren. Derzeit wohne ich in
Oy-Mittelberg im Allgäu. Im Sommer 2016 habe
ich mein Abitur absolviert und nehme mir nun ein
Jahr Zeit, um einen möglichst großen Einblick in
die für mich interessanten Berufs- und Studienfel-
der zu bekommen. Durch mein Interesse an Politik
ergab sich die Möglichkeit für ein Praktikum vom
16. Januar bis 24. Februar 2017 im Berliner Bun-
destagsbüro von Annette Widmann-Mauz MdB.

Nun darf ich bereits meine zweite Sitzungswoche
erleben und konnte somit schon sehr viel an Ein-
drücken und Erfahrungen sammeln. In der ersten
Woche durfte ich beispielsweise Recherchen zu
zum Thema Kinderarmut durchführen, sowie an
der Beantwortung von Bürgerbriefen mitarbeiten.
Auch den Innenminister Dr. de Maizière MdB
durfte ich hautnah bei einer Innenausschusssit-
zung erleben. Außerdem konnte ich Plenarsitzun-
gen z. B. zur Beteiligung der Bundeswehr am Ma-
lieinsatz (MINUSMA) der Vereinten Nationen von
der Besuchertribüne aus mitverfolgen. Ein High-
light war für mich, der Verteidigungsministerin Dr.
Ursula von der Leyen MdB bei zwei ihrer Reden
zuzuhören.

Daraufhin hieß es dann in der zweiten Woche, ein-
mal den gesamten Weg eines Gesetzes kennenzu-
lernen. Zunächst besuchte ich die Arbeitsgruppe
Gesundheit der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, in
welcher die verschiedenen Gesetzesentwürfe in

der eigenen Fraktion besprochen wurden. Am
darauffolgenden Tag nahm ich am Gesundheits-
ausschuss teil, wo über die Beschlüsse mit den
anderen Bundestagsfraktionen abgestimmt und
diskutiert wurde.

Am meisten gefreut habe ich mich diese Woche
über ein Gespräch mit Annette Widmann-Mauz
MdB, die sich zwischen zwei namentlichen Ab-
stimmungen Zeit für mich genommen hatte. Da-
bei erklärte sie mir, was ihr an ihren täglichen
umfangreichen Aufgaben als Abgeordnete am
meisten Freude bereitet und man merkte ihr an,
mit wieviel Herzensblut sie dahinter steht. Insge-
samt habe ich gelernt, dass man als Abgeordnete
ein Talent zum Reden und Freude am Diskutie-
ren mitbringen sollte. Somit konnte ich schon
jetzt einen tollen Einblick in den politischen
Alltag gewinnen und freue mich auf die nächs-
ten Wochen, u. a. auf einen Besuch im Bundes-
kanzleramt und im Bundesrat.

(Foto: Parl. Staatssek-
retärin Annette Wid-
mann-Mauz MdB mit
Lea Böhringer)
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Alternative Wintersportangebote werden im-
mer beliebter

Die Zahl begeisterter Wintersportler, die sich ab-
seits klassischer Angebote im Schnee betätigen
und naturnah erholen wollen, wird immer größer.
Wie eine Befragung der Mitglieder des Deutschen
Alpenvereins (DAV) ergab, stieg allein die Zahl der
Schneeschuhgeher innerhalb der letzten zehn Jahre
um mehr als das Zweieinhalbfache. Damit bewe-
gen sich über 220.000 Sportler regelmäßig abseits
des alpinen Skisports und helfen damit dem Wan-
del hin zu einem nachhaltigen und breiter gefä-
cherten Wintertourismus. Diese Entwicklung för-
dert vor allem Gebiete am Rande der Alpen und
jene, die auf umfangreiche Ausbaumaßnahmen be-
wusst verzichten. Zum Angebot gehören unter an-
derem Rodeln, Skitouren und naturverträgliche
Winterwanderungen, die für alle Alters- und
Schwierigkeitsstufen angeboten werden.
(Quelle: Deutscher Alpenverein)

Jetzt gegen Grippe impfen und auf Hände-
hygiene achten

Die Grippezeit hat begonnen. Jetzt ist noch ein
guter Zeitpunkt, sich zum Schutz vor einer Er-
krankung gegen Grippe impfen zu lassen. Die
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung
(BZgA) informiert zum Thema Grippeschutzimp-
fung und bietet Aufklärung für die verschiede-
nen Risikogruppen, denen zur Grippeimpfung
geraten wird. Nach der Impfung dauert es 10 bis
14 Tage, bis der Körper einen ausreichenden
Schutz gegen die Grippeviren aufgebaut hat. Die
Ständige Impfkommission (STIKO) empfiehlt die 
Impfung gegen Grippe für alle Menschen, die ein
erhöhtes Risiko für schwere Krankheitsverläufe
haben. Dies sind vor allem ältere Personen über
60 Jahren, chronisch Erkrankte, Schwangere so-
wie medizinisches und pflegerisches Personal. 
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